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Briefe vom unftarifche»» Reichstag.

Seit ich Ihnen zum letzten Male sieschrieben/haben die Stände rüstig fort»
gearbeitet und nicht blos die Richtung, in welcher sie ihre Thätigkeit äußern,
sondern der unausgesetzteFleiß geben den besten Beweis dafür ab, daß es ihnen
erust um daS Wohl der Länder zu thnn sei.

Zunächst wäre des Gesetzvorschlages über die ungarische Sprache zu erwäh¬
nen, doch dieser lehnt sich vielmehr an den schon bestehenden Gesetzartikel von
1836 und es handelt sich blos um die strenge Handhabung derselben. Bei
uns ist es überhaupt nicht blos um Erlassung eines ueuen Gesetzes zu thun, wir
haben immer dreifache Kämpft zu bestehen. Zuerst müssen wir die harthörige
öffentliche Meinuug durch unsere beiher gestrichene Reden und Artikel bear¬
beiten, dann müssen wir um dessen Verwirklichungdnrch das Gesetz bluten und
endlich sind wir gezwungen— letzteres ist nicht das leichteste bei unserer Aufgabe
— der Regierung Unterricht in den Gesetzen des Reiches geben, damit der Wille
der Nation endlich auch eine Wahrheit werde. Am deutlichsten stellte sich dieser
Umstand bei der von der Regierung unterlassenenWiedercinverleibnng der drei
siebenbürgischen von Ungarn losgerissenen Comitate heraus. Schon Maria The¬
resia hatte diese wiederholt verordnet, und obgleich früher und später zahlreiche
ReichstagSbeschlüsse diese Maßregel anbefohlen, wurde sie doch von unsern sich
die Hand reichenden nach einander folgenden Regierungen unterlassen. Kossuth
hielt bei Gelegenheit der Verhandlungen über diese Frage eine Siede, die schon
nach dem Erfolge, vou dem sie gekrönt war, ans ihre Anßerordcntlichkeit schließen
läßt. Ich will es zugeben, daß Männer, die einmal das Vertrauen unseres durch¬
wegs oppositionellgesinnten Publikums besitzen, dasselbe leicht in Feuer und Flam¬
men setzen können; aber wenn ich auch diesen Umstand in Anschlag bringe, bleibt
der Eindruck, den Kossuth's Vvrtrag in dieser Angelegenheit machte, dennoch ein
beispielloser. Nicht blos das Pnbliknm, sondern selbst die Deputaten, ohne
Unterschied der Farbe, waren außer sich, und selbst Babascry vergaß einen Augen¬
blick, daß er Statthaltereirath sei und hielt gleichfalls eine begeisterte Rede, in
welcher er dem Antrage des Pesther Deputaten beistimmte. Ich sage, Babascry
vergaß sich nur einen Augenblick, denn zwar kann ein ungarischerStatthalterei-
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Rath straucheln — fallen aber kann er nicht, und so erhäschte auch Babascry glück¬
lich wieder das Gleichgewicht, indem er sich der Hauptsache nach als mit Kossnth
einverstanden erklärte, aber die jetzige Negierung doch nicht unbedingt verdammen
will, wie Kossuth. Auch wurde weiter nicht über diesen Gegenstand gesprochen,
denn Kossuth hatte ihu so sehr erschöpft, er entwickelte seine Ansicht mit einem
solchen Aufwande vou Beredsamkeit, historischenund diplomatischen Kenntnissen,
die vou ihm aufgezählten Thatsachen stellten das Verfahren der Regierung in die¬
ser Beziehung so geschickt iu's Licht, daß sich hierüber nichts mehr sagen ließ und
Kossuth's Antrag wurde einstimmig adoptirt. Dieser beschränkte sich daraus, die
Palatinalvermittlung in Anspruch zu nehmeu uud die Magnaten zum Beitritte
aufzuforderu. So unbedeutend derselbe scheinen mag, so taktvoll ist er gewählt
und ebenso wirkungsvoll muß er sich in seinem Erfolge zeigen, denn unseres Pa¬
latin's ganzer Einfluß hängt von dem Gelingen dieser Frage ab. Denn wenn
man bei allen andern Fragen das Krittliche seiner Stellung gerne würdigt und
bereit ist, ihm nicht Etwas in die Schuhe zu schieben, was er mit dem besten
Willen nicht erwirken kaun, so wäre die öffentliche Meinung in diesem Punkte
unerbittlich und unser Palatin würde das »„getheilte Vertrauen augenblicklich
verscherzen, wenn er die gewünschte Maßregel nicht erwirkt, wenn er das von
mehreren unserer Monarchen sanctionirte Versprechen nicht ehestens seiner Ver¬
wirklichungzuführt. —

Das zweite Erciguiß bei der Stäudetafel ist die Vollendung des Acclimati-
sationsgesetzes. Dieses ist ans zwei verschiedenen Gesichtspunkten zu betrachten.
Einmal handelt es sich nm Bestimmung der Eigenschaften, die znm Jndigenat er¬
forderlich sind, das heißt: zur Erlangung der adeligen Privilegien, und dann
mußten die Regeln der sogenannten Einbürgerung festgesetzt werden. In ersterer
Beziehung gab uns die Erfahrung ziemlich eindringliche Lehren au die Haud,
iudem unsere Aristokratie fremde Blüthen nnter sich zählt, die, constitutionelle
Gesinnungen betreffend, ihrem Garten eben nicht zur Zierde gereicht. Zudem
mußte die iu Aussicht stehende Anfhebnng der Aviticirät zu doppelter Vorsicht er¬
mähne», da sonst die Accumuliruug des Grundbesitzes in fremden Händen, bei dem
Geldmangel Ungarns unvermeidlichwerden dürfte. Es wurde also mit Recht zum
obersten Grundsatze festgestellt, daß das Judigcnat nach wie vor nur vom Reichs¬
tage ertheilt werden könne und daß zur Erlangung des ungarischcuBürgerrechtes
überhaupt die Freimachungvon allen anderweitigen Unterthnnsverhältnissenerforder¬
lich sei. Ohne diese Erfordernissekann ein Fremder keinerlei Grundbesitzunter einem
andern als den Pachttitel erwerben. Im Uebrigen schließt sich das Acclimatisa-
tionsgesetz an ähnliche Bestimmungen in andern Ländern Enropa's an. Die Be¬
dingungen der Niederlassung sind, den Hauptzügen nach, ganz dieselben, wie in
allen eivilisirten Staaten Europa's. Zu erwähnen jedoch ist, daß sich die untere
Tafel gegen die Einwanderung erklärte uud dafür eiue Uebersiedluug der übei>
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völkerten Gebirgsgegenden in die Ebenen Ungarns festsetzte. Eine Ausnahme würde
nur zn Gunsten der sogenanntenCsangü Magyaren gemacht, die in der Moldau
ansässig und denen die Ansiedlung in Ungarn freigestellt wurde. Eine ziemlich hef¬
tige Debatte entspann sich über den Punkt, daß von der Majorität die Kenntniß
der ungarischen Sprache zur Bedingung der Nativnalisirung gemacht würde. Und
diesmal war Kossuth iu der Minorität. Dieser Mann, den die vfsiciellen Organe
und servilen Federn der österreichisch - ansländischen Journalistik so gerne als Auf¬
wiegler schildern, versäumt doch keine Gelegenheit, die durch unsere verschiedenar¬
tigen Nationalitäten und Interessen erzeugten Gegensätzeauszugleichen. Er ist
der That nach Vermittler, wie es Szi-chenvi nur dem Worte nach ist. Diesmal
bewogen ihu die crvatischcn Verhältnisse znr Beantragung der Wcglassnng jener
Bedingung und doch wnrde gerade er von den eroalischen Deputirteu am heftig¬
sten augegriffen. Sein Antrag drang nicht durch und eö wurde uur, iu Ansehung
der Fabrikanten und Unternehmer größerer Industriegeschäste,eine Ausnahme sti-
pulirt. Uebrigcns ist das Gesetz klar und gnt redigirt.

Nnn kommen wir zur Achillesferse unseres bisherigen konstitutionellen Lebens,
zur Städtefrage. Die Städte bildete» bei uns bisher eine politische Null, aber
keineswegs eine Null im Sinne der höhern Mathematik, sondern eine ganz ge¬
wöhnliche arithmetische. Wenn unsere Städte bei ihrer Zusammensetzung jedenfalls
ein höchst gefährliches Element für unsere Eonstitution bildeten, so ist denn doch
von der andern Seite nicht zu leugnen, daß eben ihre Ausschließungvon jedem
politischen Rechte auf ihre Entwickelungnachthcilig rückwirkte, und man mnß ge¬
stehen , daß diese beide» Erscheinungen so sehr in einander verwebt sind, daß
eine Trennung derselben nur schwer denkbar. Ich habe in meinen Berichten stets
darauf hingewiesen, wie die Städte ihrer jetzigen Verfassung nach durchaus nicht
ohne empfindlichenNachtheil für unser konstitutionellesLeben znr Gesetzgebung
zugelassen werden können. Ich habe namentlich erwähnt, wie der Gesetzvorschlag
der Regierung in dieser Frage dieselbe geradezu iu das alte ChaoS zurückwirft
»nd wie er nur eine Uebertünchnngdes alten baufälligen Gebäudes, aber keine
Herstellung ist. Ich mnß hierauf zurückkommen, weil eben aus diesem Umstände
erklärlich, daß jener Gesctzvorschlag von den Ständen verworfen werden mußte,
wie auch die Städte sich dagegen aussprachen -...... nnd weil ferner aus dem jetzi¬
gen Zustande der Städte das Unzweckmäßige des Verfahrens der untern Tafel
i.n'ö Licht fällt. Die Stände müsse» ans Garantie» bedacht sein, welche die kon¬
stitutionellen Gesinnnngen uud Sympathien des jungen Sprößlings der Gesetz¬
gebung verbürgen, so viel ist gewiß. Ob es aber den rechten Weg eingeschlagen
heißt, wenn sie die ganze innere Organisation der Städte zur Bedingung der
Znlassnng zum Reichstage machen, wollen wir hier näher untersuchen. Vor allem
muß ick mich dagegen verwahren, als wollte ich nicht die möglichst democralische
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Regulirung des StädtewescnS; ich habe diesen Wunsch zu wiederholten Malen
ausgesprochenund es frägt sich hier — wie bemerkt — nur darum, ob die Stände
auf der richtigen Fährte seien, ob sie in dieser Weise ihre» Zweck erreichen wer-
den. In dieser Beziehung nimmt nun wieder vorzugsweise der Gesetzvorschlag
der Regierung unsere Aufmerksamkeit in Anspruch. Dieser zeigt uns deutlich, wie
viel im besten Falle unter den günstigsten Verhältnissen von der Negierung zu
hoffen steht. Unterstütztvon der conservcitiven (der Majorität nach) Magnatentafel,
die im Entwürfe der Regierung ihre Parole erkennen muß, steht wohl nicht zu
erwarten, daß sie zu dem diametral entgegengesetzten Vorschlage der Stände ihr
Jawort geben werde und im besten Falle sind einzelne unbedeutendeModifikatio¬
nen zu hoffen. Indem also die Stände die Theilnahme der Gesetzgebung an die
ron ihnen vorgeschlagene Städteordnung knüpfen, ist die ganze Frage — wenn
man nicht auf ganz auffällige außerordentliche Begebenheiten rechnen will —
fo gut wie zurückgeworfen. Dieser siegreichen Ansicht der Majorität standen noch
zwei andere gegenüber. Die Vorkämpfer der einen verlangten, fußend auf das
historische Recht, um jeden Preis Stimmrecht für die Städte und ohne Be¬
rücksichtigungirgend einer vorzunehmenden Veränderung des jetzigen Zustandes
derselben.

Die Vertheidiger der letzten Ansicht hingegen verlangten Stimmrecht für die
Städte, wenn die active Wablsähigkeit auf sämmtliche Bürger der Städte ausge¬
dehnt und nicht wie jetzt von der Genanntschaft oder Wahlbürgerschaftmonopoli-
firt wird. Natürlich sind sie anch für die von den Städten beabsichtigte Coordi-
nirung, doch wollen sie nicht wie jene die eine Frage von der andern abhängig
gemacht sehen. Unter den gegebenen Verhältnissen ist dies auch das Vernünftigste,
Ausführbarste und selbst in Ansehung der Coordinirung das erfolgreichste Verfah¬
ren. Denn hätte die Regierung ihre Absicht anf die Städte nicht deutlich und
unumwunden an den Tag gelegt, würde jenes Streben der Majorität nach mög¬
lichst viel Garantien noch eher an seinem Platze sein; doch jetzt, wo wir genau
wissen, woran wir sind, hätten die Stände solche Bürgschaften erstreben müssen,
die ihnen trotz jener Intentionen der Regierung zu Gebote stehen nud nicht die
ganze Frage aufs Spiel setzen. Wie die Sachen jetzt stehen, sind die Städte frei¬
lich ein Feind der Konstitution, weil die Wähler der Depntirten Diener der Re¬
gierung sind, doch so wie die ganze Bevölkerung der Städte auf Grundlage einer
Censur zur Wahl zugelassen wird, erhält der Einfluß der Städte eine ganz an¬
dere Wendung. Man beruft sich darauf, daß selbst der niedrigste Adel mehr po--
Mische Bildung habe, als unser Bürgerstand. Das ist aber eine herbe Mystifica-
tion. Jener Adel hat nichts für sich, als seine Ehrlichkeit und seine starre An¬
hänglichkeit für die Konstitution, die ihm mit Vorrechten gleichbedeutend ist. Und
wenn wir gerade diesen niedrigen Adel im Gegensatze zur hohen Aristokratie bereit
sehen , seine Vorrechte aufzugeben,so ist das nur den Männern zu verdanken,die
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in den oppositionellenComitaten an der Spitze stehen. Diese Phalanx, welche
über das ganze Land verbreitet und mit Gut und Blut für die Grundsätze des
Fortschrittes zu kämpfen bereit ist, diese Phalanx leitet den rohen Haufen, der —
nochmals wiederholt — seine Anhänglichkeit für die Konstitution abgerechnet,falls
diese politische Bildung genannt werden kann, eben so wenig politische Bildung
hat, als unsere Bürger. Da aber nicht zu leugnen ist, daß die Städte an und
für sich den Heerd der Civilisation abgeben, so mnß auch zugegeben werden, daß,
wenn einmal das Interesse aller Bürger durch Ertheilung von politischen Rechten
geweckt ist, diese in kürzester Zeit selbst den mittleren Adel an politischer Bildung
überflügeln werden, während die Städtedeputirten als wirkliche Vertreter der
Städtegemeinden eben so wenig, oder besser gesagt nicht mehr auticonstitntionelle
Tendenzen an den Tag legen, als die ComitatSbeamten. Die Freiheit ist die beste
politische Schule, und es kann gar keinen mächtigeren Hebel zum Fortschritte unse¬
res Städtewesens geben, als eben dessen Emancipation. Natürlich würde, wenn
einmal die städtischen Deputirten mitstimmen, die Coordinirung selbst leichter und
besser durchgeführt werden können. Denn daß die Städte Ungarns je Anhänger
der jetzigen Regierung oder überhaupt einer nichtparlamentarischenNegierung ab¬
geben würden, ist gar nicht denkbar. Sie haben nichts miteinander gemein uud
der Bürger, zumal wenn er von so unabhängigem Elemente umgeben ist, wie der
unsere, wird sich in seinen innern Angelegenheitenam wenigsten bevormunden las¬
sen. Die Berufung auf die französische Bourgeoisie von 1830 ist ganz unznlässig,
da in Frankreich die Regierung eben aus jener Bourgeoisie hervorgegangen und
daher einerlei Interesse mit dieser hatte, was bei uns wohl nicht zu befürchten
ist. Endlich ist anch für unsere Nationalität nicht« mehr zu fürchten — was doch
eine Hnnptrücksicht wäre - da sowohl dnrch Gesetze hierfür gesorgt als auch die
rege gewordenen Sympathien das Beste zu dieser Hinsicht erwarten lassen. An
Eifersucht des Adels nud der Städte ist gleichsam nicht zn denken, da mit der
Schleifuug des letzten Walles auch der Gruud hierzu wegfällt. — Wir können
aber auch gar nicht über die politische Bildungsfähigkeit nnserer Bürger urtheilen,
da ihnen bisher alle Gelegenheit, sich zn äußern, fehlte und mit dieser Gelegen¬
heit auch das nöthige Interesse. So lange dem Pulver kein Funke naht, scheint
es eben so wenig explvdirfähig als Streusand, das vergessen die Vertheidiger
der Majorität. Den sprechendsten Beweis hierfür geben die Demonstrationen,
welche gegen die Wahlbürgerschaft stattfanden, als diese den neuen Wahlbürgern
keinen Einfluß auf die Jnstructionen gestatten wollten. Man ist gewohnt, die
Handlungen der Wahlbürgerschaft dem Geiste der ganzen Städtegemeinde zuzu¬
schreiben und thut hieran sehr Unrecht. Denn jene Wahlbürgerschaft ist eine
Kaste, eine Zunft und kämpft daher für ihre Vorrechte, sucht daher auch die
bisher abhängige Mehrzahl in diesem Sinne zn stimmen. Lasset einmal wahre
Volksleiter durch Bildung nnd Redlichkeit an die Spitze gestellt werden und nicht
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durch Zunftwesen und zur Anerkennung von Servilität, und ihr werdet die
Physiognomie einer und derselben Stadt gar nicht mehr erkennen. Freilich
mnß anch der wärmste Freund der Städte gestehen, daß die Talentlosigkeit
und Unmündigkeit ihrer Vertreter sehr viel zu dieser Wendung der Sache beige¬
tragen, denn einige wenige anögeuvmmcnsD»th von Breznyolünya, Hiizman von
Ofen, Sonntagh von Tibetlvüva, Ioannovicz von Temcswar, Nengev von Szegc-
din n. s. w.) hätte der letzte Handwerker einer deutschen Stadt mehr Berechtigung
zur Dcputirtenschaft, als diese Herren. Doch auch hiervon ist der Grund in un¬
seren jetzigen Wahllisten zn snchen. Um Ihnen nnr einigermaßen einen Begriff
davon zu geben, wie dieses bei n»S gehandhabt wird, will ich Ihnen die letzte
Wahl der tönigl. Freistadt, Modern erzählen. Der Bürgermeister schickt den
Stadtwächter zu den Mitgliedern der Genanntschaft und ladet sie zn einer Ver¬
sammlung, ohne den Gegenstand der Berathung zn bezeichnen, ein. Als der weise
Rath beisammen war, eröffnet der Präses die Sitznug. „Meine Kinder, gesteru
habe ich die Regales bekommen ..... i leö ent's nit vor, denn es verstchtS eh nick's
ungarisch, (wörtlich wahr) also i sog engs blos, daß es zwei Depntirte zu wählen
hobts. — I soll cnk eandidireu, naher lennts wählen. Der erste Depntirte bin
i -und der zweite ist der Stadthanptmann — hattS >vos einzwenden ......- soll i
eppc (etwa) uo an vorschlagen? I was, es seids zftieden, jczunder kennts wie¬
der gehn." Unter solchen Verhältnissen ist freilich nicht viel von den Städten zu
erwarten, aber solcbem Unfnge. wäre eben durch Paraiysirnng jenes bnreankrati-
schen Despotismus abgeholfen. Anch hätte die gegenwärtig siegreiche Ansicht bei
den Ständen niemals die Majorität erlangt, wen» nicht anch die Anhänger der
Regierung dafür in die Schraukeu getreten wäreu. Diesmal reichten sich die
beiden Parteien die Hände. Jene, um den Regierungsvorschlag durchzuführen,
diese, um den Entwurf der Stände in's Leben zn rnfe». Letzterer ist wirklich
meisterhaft in seiner Anlage wie in seiner Ausführung, wie man es von dem
eben so geistreichen als tiefsinnigen Sze-ntkiriilyi nur erwarten konnte. Eben die¬
sem Umstände ist auch jener Beschluß der Vereinigung der beiden Fragen zuzu¬
schreiben, da Szimttiriilvi sein Schoostind Mincrven gleich mit einem Male
und kampfgerüstetin'S Leben' treten sehen will. Uebrigens kann jene Trennung
noch nach der Verhandlung über das Operat vorgenommen werden und vielleicht
gibt Eötvös, der -n'geus dieser Frage wegen zum Reichstage kommt, der Mag¬
natentafel die erwünschte Richtung. Wenn einmal der Gesetzvorschlag gänzlich
verhandelt ist, werde ich Ihnen selben seinen Hauptgrunde nach nnd in immer¬
währender Parallelisirung mit jenen, der Negiernng vorführen.
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